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Weiterbildungsgesetz

Einfache und effiziente Lösungen sind gefragt

Travail.Suisse fordert, dass im neu zu schaffenden Weiterbildungsgesetz drei Tage obligatorische Weiterbildung für alle Arbeitnehmenden verankert werden. Die Lohn- wie auch die Kurskosten sind dabei von den Betrieben zu tragen. Dies ist die effizienteste und einfachste Form, das lebenslange Lernen für alle zu ermöglichen.

Es gehört zur Politik, für anstehende Probleme so einfache und effiziente Lösungen zu finden wie möglich.  Travail.Suisse ist überzeugt, dass ein Weiterbildungsobligatorium den Kriterien der Einfachheit und Effizienz vollumfänglich entspricht. Denn die Umsetzung der drei Tage obligatorische Weiterbildung, finanziert durch die Arbeitgeber, ist unkompliziert und bietet viel Spielraum.

Kein administrativer Aufwand für Geldtransaktionen 

Weil die Kosten für die drei Tage Weiterbildung durch den Betrieb zu übernehmen sind, muss kein Geld mit grossem administrativen Aufwand hin- und hergeschoben werden. Jeder Betrieb ist selber zuständig für die Begleichung der Kosten. Er muss daher weder Beiträge für die Weiterbildung in einen allgemeinen Topf zahlen noch erhält er Zuschüsse vom Staat. 

Kein Streit um die Definition von berufsorientierter Weiterbildung 

Weil keine Subventionen fliessen, definiert ein Betrieb und nicht eine Subventionsbehörde, was unter berufsorientierter Weiterbildung zu verstehen ist.  So wird vielen Streitereien vorgebeugt. Nötig ist im Gesetz nur eine allgemeine Definition von berufsorientierter Weiterbildung. Diese könnte zum Beispiel die Forderungen umfassen, dass die Weiterbildung im Betrieb im Gespräch zwischen Arbeitgeber und Mitarbeitenden festgelegt werden und sich an einem Lernziel orientieren muss. 

Keine Mitnahmeeffekte

Subventionssysteme kämpfen vielfach mit so genannten Mitnahmeeffekten. Unter Mitnahmeeffekt wird verstanden, dass auch von Personen oder Organisationen Subventionen beansprucht werden, die ihre Tätigkeit auch ohne Subvention geleistet hätten. Weil alle Betriebe die Weiterbildung ihrer Mitarbeitenden selber bezahlen müssen, besteht die Gefahr der Mitnahmeeffekte nicht, die eine staatliche Finanzierung von Weiterbildung mit sich führen würde.

Keine Wettbewerbsverzerrung mehr

Weil alle Betriebe ihre Mitarbeitenden weiterbilden müssen, sind in bezug auf die Weiterbildung alle Betriebe gleich gestellt. Es können sich nicht Betriebe kurzfristig Wettbewerbsvorteile ergattern, weil sie ihre Mitarbeitenden nicht weiterbilden.  

Sozialpartnerschaftliche Lösungen werden nicht ausgehebelt

Bestehende sozialpartnerschaftliche Lösungen im Bereich der Weiterbildung werden nicht ausgehebelt. Im Gegenteil: Das bisher aufgebaute Weiterbildungssystem über Gesamtarbeitsverträge und Berufsbildungsfonds wird ausgebaut werden. Denn die Nachfrage nach Weiterbildung wird sich durch das Obligatorium erhöhen. 
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